
dem kommt es zu keiner Verschlechterung der Geräusch-
situation an den benachbarten Wohnhäusern. Aufgrund der 
sicherheitstechnischen und baulichen Auslegung der Anlage 
ist eine Gefährdung für die Umgebung sowie eine Beein-
trächtigung von Grundwasser und Boden nicht zu erwarten. 
Das Vorhaben beeinträchtigt die im Einwirkungsbereich be-
findlichen ökologisch empfindlichen Gebiete nicht. 

Der Achtungsabstand zu benachbarten Schutzobjekten wird 
eingehalten.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

 Im Auftrag 
 gez. Schulte

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 253

168  Bekanntmachung § 10 Abs. 3 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) 

Bezirksregierung Münster Herten, den 02.08.2019 
500-53.0040/19/1.1 Gartenstraße 27, 45699 Herten 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Evonik Degussa GmbH hat die 1. Teilgenehmi-
gung für die Errichtung einer Anlage zur Erzeugung von 
Strom und Dampf (Dampfkraftwerk) auf dem Grundstück 
Paul-Baumann-Straße 1 in 45764 Marl (Gemarkung Marl, 
Flur 55, Flurstück 44) beantragt.

Gegenstand des gesamten Antrages ist die Errichtung eines 
Dampfkraftwerkes zur Versorgung der Produktionsanlagen 
des Chemieparks Marl mit elektrischer Energie und Dampf 
mittels zwei voneinander unabhängig zu betreibenden 
Kraftwerksblöcken mit einer Feuerungswärmeleistung von 
jeweils 282 MW (insgesamt 564 MW). Der Antrag umfasst 
pro Kraftwerksblock folgende Anlagenteile:

• Gasturbine
• Abhitzedampferzeuger
• Dampfturbine & Wasserdampfkreislauf

167  Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster  Herten, den 01.08.2019 
500-53.0011/19/4.1.8.V Gartenstraße 27, 45699 Herten 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma RÜTGERS Germany GmbH hat einen Antrag 
zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer Anla-
ge zur Herstellung von Kunstharzen auf dem Grundstück  
Kekuléstr. 30 in 44579 Castrop-Rauxel (Gemarkung Pöp-
pinghausen, Flur 4, Flurstück 65) vorgelegt.

Gegenstand des Antrages sind anlagen- und sicherheitstech-
nische Änderungen bei dem Tanklager, der Precursor-Pro-
duktion, Hydrierung, Pastillierung, thermischen Nachver-
brennung und der Notfackel. Die geplante Leitwarte wird 
in eine bestehende am Standort integriert. Aufgrund eines 
geänderten Kühlkonzepts soll eine größere Verdunstungs-
kühlanlage auf dem Werksgelände errichtet werden. 

Zusätzlich sollen auch entzündbare Flüssigkeiten der Ka-
tegorie 2 gehandhabt werden, welche bei den chemischen 
Prozessen selbst entstehen. 

Die derzeitige genehmigte Produktionskapazität von 50.000 
t/a Kunstharzen bleibt bestehen.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf. 

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass das 
Vorhaben keinen wesentlichen Einfluss auf die Immissions-
situation im Hinblick auf Luftverunreinigungen hat. Außer-
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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• Brennstoffversorgung
• Restgassystem
• Kühlsystem
• Elektro- und Leittechnik
• Prozesswassersystem

Das GuD-Kraftwerk VI ist für den Einsatz von Erdgas und 
Flüssiggas geplant. Darüber hinaus sollen im Abhitzedampf- 
erzeuger energiereiche Abgase aus diversen Anlagen des 
Chemieparks Marl eingesetzt werden.

Das Vorhaben soll nach Erteilung der Genehmigung voraus-
sichtlich im 4. Quartal 2021 in Betrieb genommen werden.

Der Umfang der 1. Teilgenehmigung bezieht sich auf die 
Errichtung der gesamten Anlage.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) und den Be-
stimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 
BImSchG bekannt gemacht.

Das Vorhaben fällt unter Nr. 1.1.1 Spalte 1 der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
Gemäß § 5 UVPG wird festgestellt, dass eine UVP-Pflicht 
besteht, da für das Vorhaben die unter Nr. 1.1.1 genannten 
Leistungswerte für die unbedingte UVP-Pflicht überschrit-
ten werden. Ein UVP-Bericht wurde vorgelegt.

Die Antragsunterlagen enthalten Aussagen zu Auswirkun-
gen für das gesamte Vorhaben auf den Menschen, auf Tiere 
und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie 
Kultur- und Sachgüter. Weitere Unterlagen:

• Immissionsprognose Luftschadstoffe (TA-Luft)
• Immissionsprognose FFH
• FFH-Verträglichkeitsuntersuchung
• Schallimmissionsprognose
•  Untersuchungskonzept zum Ausgangszustandsbericht 

(Boden)
• Brandschutzkonzept
• Sicherheitsbericht
• KAS 44 Stellungnahme
• Gutachten des Sachverständigen nach § 29a BImSchG

Der Antrag auf Genehmigung sowie die zugehörigen Un-
terlagen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, 
vom 19.08.2019 bis einschließlich 18.09.2019, während der 
Dienststunden und darüber hinaus auch nach Vereinbarung 
zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1.  Bezirksregierung Münster, Gartenstraße 27, 45699 Her-
ten, Dezernat 53, Zimmer L 213,

2.  Stadtverwaltung Marl, Liegnitzer Str. 5, 45768 Marl, 
Amt 61, Zimmer 85,

3.  Stadtverwaltung Haltern am See, Rochfordstr. 1 (Mut-
tergottesstiege), 45721 Haltern am See, Fachbereich Pla-
nen, Zimmer 1.18 bis 1.21 sowie 1.69 bis 1.70, 

3.  Stadtverwaltung Dorsten, Halterner Str. 28, 46284 Dors-
ten, Vermessungsamt, Zimmer 111.

Zudem sind der UVP-Bericht des Vorhabenträgers, sowie die 
das Vorhaben betreffenden entscheidungserheblichen Be-
richte und Empfehlungen, die der Bezirksregierung Müns-
ter zum Zeitpunkt des Beginns des Beteiligungsverfahrens 
vorgelegen haben, parallel zur Auslegung ab 19.08.2019 bis 
einschließlich 18.09.2019 auch unter www.uvp.nrw.de ver-
fügbar gemacht.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 
19.08.2019 bis einschließlich 18.10.2019 bei den vorge-
nannten Behörden schriftlich oder elektronisch vorgebracht 

werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungs-
verfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht 
für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Die Einwendungen sind mit Namen und der vollen Anschrift 
des Einwenders zu versehen. Bei schriftlichen Einwendun-
gen ist Lesbarkeit erforderlich.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschrei-
ben an die Antragstellerin zur Stellungnahme weitergegeben 
werden. Auf Verlangen des Einwenders werden dabei Name 
und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben 
nicht zur Beurteilung des Inhaltes der Einwendung erfor-
derlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, können diese ge-
mäß § 10 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 6 BImSchG aufgrund einer 
Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde - auch 
bei Fernbleiben der Antragstellerin oder von Personen, die 
fristgerecht Einwendungen erhoben haben - in einem Erör-
terungstermin erörtert werden.

Sollte ein Erörterungstermin durchgeführt werden, beginnt 
dieser am 18.11.2019 ab 10:00 Uhr bei der Bezirksregie-
rung Münster, Gartenstr. 27, in 45699 Herten im Raum 206. 
Bei Bedarf wird der Termin am folgenden Tag ab 10.00 Uhr 
fortgesetzt.

Sollte der Erörterungstermin nicht stattfinden, wird dies 
rechtzeitig bekanntgemacht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teil-
nahme haben neben den Vertretern der beteiligten Träger 
öffentlicher Belange die Antragstellerin und diejenigen, die 
form- und fristgerecht Einwendungen erhoben haben. Sons-
tige Personen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, 
sofern genügend freie Plätze zur Verfügung stehen.

Die Entscheidung über die Einwendungen wird nach dem 
Erörterungstermin allen Einwendern schriftlich zugestellt. 
Die Zustellung kann auch durch eine öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

 Im Auftrag 
 gez. Dr. Abel

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 253-254

169  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster  Münster, den 01.08.2019 
Az.: 500-0303823-N830/0073.E  Nevinghoff 22 
 48143 Münster

Die Emschergenossenschaft hat am 21.06.2019 eine was-
serrechtliche Erlaubnis gemäß §§ 8, 10 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – 
WHG) für die Entnahme von Grundwasser und Einleitung 
in ein Gewässer (hier: Holzbach) beantragt. Zweck der Ge-
wässerbenutzungen ist eine temporäre (bauzeitliche) Was-
serhaltung für die Herstellung einer Abwasseranlage (hier: 
Stauraumkanal Münsterstraße in Herten, Stauraumkanal 
Herforder Straße in Gelsenkirchen und Regenrückhalteka-
nal Holzbach in Gelsenkirchen sowie die dazugehörigen 
Abwasseranlagen - Bauabschnitt 2 von km 3+320 bis ca. 
km 5+260). Die Gewässerbenutzung wird für eine Gesamt- 
entnahmemenge von 241.920 m³ (152.880 m³ im Jahr 2020 
und 89.040 m³ im Jahr 2021) über eine Dauer von rund 24 
Monate beantragt.

Nach § 7 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1, Nr. 13.3.3 Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) ist für eine jährliche 
Grundwasserentnahme von größer 100.000 m³ bis weniger 
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bekanntgegeben. Die Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.

 Im Auftrag 
 gez. Arndt

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 255

als 10.000.000 m³, eine allgemeine Vorprüfung des Ein-
zelfalls durchzuführen. Im Rahmen der allgemeinen Vor-
prüfung ist unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG 
aufgeführten Kriterien zu untersuchen, ob das Vorhaben er-
hebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben 
kann und damit eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls kommt zu dem 
Ergebnis, dass keine erheblichen negativen Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind. Weiter wurde nach der Prüfung 
festgestellt, dass keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen auf die in Anlage 3 UVPG genannten Kriterien 
zu besorgen sind. Durch die Gewässerbenutzung werden 
lokal vorhandene Schutzgüter nicht oder nur geringfügig 
beeinträchtigt. Ergebnis der Prüfung ist daher, dass keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht.

 Im Auftrag 
 gez. Christoph Lichtenberg

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 254-255

170  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
zum Antrag auf Entnahme von Grundwasser 
durch die Emschergenossenschaft in Gelsenkir-
chen und Essen 

Bezirksregierung Münster Münster, den 1. August 2019  
Dezernat 54 
Az.: 500-0303823-N830/0071.E

Die Emschergenossenschaft hat einen Antrag auf Erteilung 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß §§ 8, 10 des Ge-
setzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz – WHG) für Entnahme von Grundwasser in Gelsen-
kirchen und Essen gestellt. Der Antrag ist am 20.05.2019 
bei der Bezirksregierung Münster eingegangen.

Zweck der temporären Gewässerbenutzung ist die Herstel-
lung der Abwasserbehandlungsanlage Stauraumkanal SKU 
Dickmannsweg einschließlich der Zu- und Ableitungen in 
Gelsenkirchen und Essen. 

Die Gewässerbenutzung wird für eine Entnahmemenge von 
maximal 29.764 m³ in Essen und für eine Entnahmemenge 
von maximal 91.322 m³ in Gelsenkirchen über eine Gesamt-
dauer von 24 Monaten beantragt. 

Nach § 7 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1, Nr. 13.3.3 Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) ist für eine jährliche 
Grundwasserentnahme von größer 5.000 m³ bis weniger als 
100.000 m³ eine standortbezogene Vorprüfung zur Feststel-
lung der UVP-Pflicht durchzuführen. Dabei ist durch eine 
überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anla-
ge 2 UVPG aufgeführten Kriterien zu untersuchen, ob das 
Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Um-
welt haben kann und damit eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Nach Prüfung wird festgestellt, dass die Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, 
da durch das beantragte Vorhaben keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen auf die in Anlage 3 UVPG 
genannten Kriterien zu erwarten sind. Durch die Gewäs-
serbenutzung werden lokal vorhandene Schutzgüter nicht 
oder nur geringfügig beeinträchtigt. Die Stellungnahmen 
der Träger öffentlicher Belange zu dem geplanten Vorhaben 
wurden bei dieser Entscheidung berücksichtigt. 

Die Entscheidung wird gemäß § 5 Abs. 2 UVPG hiermit 
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